
arbeiten ausgeführt habe, hätten sich Feuerwehrleute 
verpflichtet, für ihn einen Morgen Rüben zu verziehen. 
Die Klägerin hat entgegnet, daß die Mitgliederver­
sammlung beschlossen habe, jedem Mitglied zwei Mor­
gen Rüben zur Bearbeitung zu übertragen. Der Ver­
klagte habe allerdings erklärt, er wisse nicht, von wem 
er diese Arbeiten ausführen lassen solle. Nachdem sich 
ergeben hätte, daß auf einem Morgen Rüben nicht ge­
arbeitet worden sei, sei der Verklagte darauf hinge­
wiesen worden, das schnellstens nachzuholen. Er habe 
dies jedoch nicht getan.
Da über die Geltendmachung der Schadensersatzforde­
rung von der Mitgliederversammlung der Klägerin noch 
kein Beschluß gefaßt worden war, ’hat das Kreisgericht 
das Verfahren auf die Dauer eines Monats ausgesetzt, 
um den Parteien die Möglichkeit zu geben, die An­
gelegenheit nochmals gründlich im Vorstand und in 
der Mitgliederversammlung zu beraten.
Weil es zu keiner Einigung kam, faßte die Mitglieder­
versammlung den Beschluß, vom Verklagten eine Ent­
schädigung für nicht verzogene Rüben in Höhe von 
1400 DM zu fordern.
Im Verhandlungstermin am 28. September 1962 erschien 
der Verklagte trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht. Es 
erging daher gegen ihn auf Antrag der Klägerin das 
Versäumnisurteil auf Zahlung von 1400 DM.
Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation dieses Urteils beantragt. 
Der Antrag hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Mit dem Kassationsantrag wird zunächst die Auffas­
sung vertreten, daß unter Beachtung des Prinzips der 
Erforschung der objektiven Wahrheit bei Verfahren, 
die die Erfüllung von Pflichten eines Mitgliedes einer 
LPG und die materiellen Folgen von Pfliclitverletzun- 
gen zum Gegenstand haben und damit von großer Be­
deutung für die Beziehungen der Mitglieder zueinan­
der und zur Genossenschaft wie überhaupt für die 
Entwicklung der Genossenschaft sind, ein Mahn- und 
Versäumnisverfahren nicht zulässig sei.
Dem kann nicht gefolgt werden. Die Zivilprozeßord­
nung ist bis zur Schaffung eines neuen Zivilprozeßver­
fahrens geltendes Recht. Einzelne Regelungen sind nur 
dann nicht mehr anzuwenden, wenn sie mit den 
Grundsätzen unserer sozialistischen Gesellschaftsord­
nung unvereinbar sind. Das ist beim Mahn- und Ver­
säumnisverfahren nicht der Fall. Auch diese Verfah­
rensarten bieten, sinnvoll dem Gesetz entsprechend 
angewandt, die Möglichkeit, im Rahmen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit Recht zu sprechen. Im übrigen gilt 
der Grundsatz der Erforschung der Wahrheit und der 
erzieherischen Wirkung des Verfahrens und der ge­
richtlichen Entscheidung für alle Zivilprozesse gleicher­
maßen, so daß es nicht angängig ist, durch die Recht­
sprechung das Mahn- und Versäumnisverfahren für 
gewisse Prozesse zuzulassen, für andere dagegen nicht.
Allerdings dürfen nach §§ 331 und 691 ZPO — und das 
trägt zur Erreichung materiell richtiger Ergebnisse 
bei — Zahlungsbefehle oder Versäumnisurteile nur er­
lassen werden, wenn der Antragsteller oder Kläger 
den von ihm geltend gemachten Anspruch schlüssig 
begründet, d. h. Tatsachen angeführt hat, die, ihre Wahr­
heit unterstellt, den erhobenen Anspruch dem Gesetz 
nach rechtfertigen (vgl. OGZ Bd. 4 S. 169 ff., NJ 1956
S. 703 S. 359 ff., NJ 1956 S. 638 Bd. 5 S. 21 f., NJ 
1956 S. 672 —; Bd. 6 S. 47 f.). Da das Gericht auf Grund 
des einseitigen Vorbringens des Klägers zu prüfen hat, 
ob der Anspruch begründet ist, muß dies mit großer 
Sorgfalt geschehen. Dem Generalstaatsanwalt ist darin 
zuzustimmen, daß in Verfahren wie dem vorliegenden 
in dieser Richtung besonders hohe Anforderungen zu 
stellen sind. Hierbei fallen die Kenntnis des Gerichts 
vom Wesen der sozialistischen Genossenschaft, der ge­
nossenschaftlichen Arbeitsorganisation und Arbeits­

weise, der Rechte und Pflichten der Genossenschafts­
mitglieder und ihrer Beziehungen zur Genossenschaft 
und andererseits die gesetzliche Regelung der mate­
riellen ' Verantwortlichkeit bei Pflichtverletzungen be­
sonders ins Gewicht.
Auf der anderen Seite ist aber darauf hinzuweisen, daß 
auch die Gegenpartei die Pflicht hat, durch ihre Mit­
wirkung am gerichtlichen Verfahren zur Klärung des 
Streitfalles, zur Erforschung der objektiven Wahrheit 
und zur Findung einer richtigen, unserer sozialistischen 
Gesetzlichkeit entsprechenden gerichtlichen Entschei­
dung beizutragen — der Antragsgegner im Mahnver­
fahren durch Erhebung des Widerspruchs, falls dem 
geltend gemachten Anspruch berechtigte Einwendungen 
entgegenstehen, der Verklagte im Prozeß vor allem 
durch seine Beteiligung im Verhandlungstermin.
Im vorliegenden Fall rechtfertigte der im Mahngesuch 
angegebene Grund des Anspruchs ebensowenig den Er­
laß des Zahlungsbefehls wie später des Versäumnis­
urteils, auch nicht unter Berücksichtigung des ergänzen­
den Vortrages der Klägerin im ersten Verhandlungs­
termin.
Nach § 15 Abs. 1 LPG-Ges. sind Genossenschaftsmit­
glieder, die durch g r o b e  Vernachlässigung der genos­
senschaftlichen Pflichten s c h u l d h a f t  erhebliche Pro­
duktionsausfälle herbeiführen, der LPG für den ent­
standenen Schaden ersatzpflichtig. Durch den bisherigen 
Sachvortrag der Klägerin wird nicht hinreichend dar­
getan, ob das Verhalten des Verklagten diesen gesetz­
lichen Erfordernissen der Schadensersatzpflicht ent­
spricht. In der Verhandlung vom 22. Juni 1962 hat sie 
selbst ausgeführt, daß der Verklagte dem Vorsitzenden 
und dem Vorstand gegenüber erklärt hat, er wisse noch 
nicht, von wem er die Arbeiten zur Pflege der zwei 
Moi'gen Rüben vornehmen lassen solle. Aus diesen 
Ausführungen im Zusammenhang mit den Erklärungen 
des Verklagten, wonach er von vornherein die Meinung 
vertreten habe, daß zwei Morgen Rüben für ihn zuviel 
seien, daß er sich bemüht habe, die Rüben zu bearbei­
ten, ihm dies auf Grund seines Alters aber nicht ge­
lungen sei, erhebt sich die Frage, ob und wieweit 
der Verklagte in Anbetracht seines Alters von 62 Jahren 
körperlich zur Verrichtung dieser Arbeiten in der Lage 
war. Es wäre danach zu prüfen gewesen, ob er die sich 
aus dem Beschluß der Mitgliederversammlung ergeben­
den Pflichten g r o b  vernachlässigt, d. h. in erheblichem 
Maße verletzt, hat. Eine grobe Vernachlässigung der 
genossenschaftlichen Pflichten könnte nicht darin ge­
sehen werden, daß es dem Verklagten, wenn er wegen 
seines Alters bzw. seines körperlichen Zustandes zur 
Ausführung der Rübenpflegearbeiten persönlich nicht 
ln der Lage war, nicht gelungen ist, diese Arbeiten 
durch andere vornehmen zu lassen. In diesem Falle 
hätte sich vor allem der Vorsitzende bzw. der Vorstand 
der Klägerin einschalten und nach einer den Belangen 
der Genossenschaft, aber auch den persönlichen Ver­
hältnissen des Verklagten gerecht werdenden Lösung 
suchen müssen.
Das bisherige Vorbringen der Klägerin war danach be­
reits hinsichtlich des Grundes des erhobenen Anspruchs 
nicht schlüssig. Das gleiche trifft auch für die Höhe des 
Anspruchs zu. Es ist nicht ersichtlich, welche Art von 
Wert die im Zahlungsbefehl angegebenen Beträge für 
den infolge Nichtbearbeitung oder ungenügender Be­
arbeitung entstandenen Produktionsausfall darstellen. 
Es kann angenommen werden, daß es sich hierbei um 
den Verkaufspreis oder um einen Wert der inner­
betrieblichen Berechnung handelt. Nach § 15 Abs. 2 
LPG-Ges. richtet sich der Umfang der Schadensersatz­
pflicht nach der Höhe des direkten Schadens. Diese Be­
schränkung entfällt allerdings, wenn der Schaden vor­
sätzlich herbeigeführt war. Das kann jedoch nach Lage
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